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USA: Im Hintergrund die Präsidentschaftswahlen

A ls im Jahre 1959 durch Inter­
vention des damaligen Vize­

präsidenten Richard M. Nixon und 
des Arbeitsministers James P. Mit­
chell der 116 Tage andauernde 
Stahlarbeiterstreik beendet und 
der Arbeitsfrieden w iederhergestellt 
wurde, w ar von der Eisenhower- 
Verwaltung die Auffassung vertre­
ten worden, daß sich diese erfolg­
reiche Einschaltung nutzbringend 
im Präsidentschaftswahlkampf des 
Jahres 1960 für die republikanische 
Partei auswirken würde.

R e a k tio n  a u f  u nha ltbare  
Versprechungen

Im Monat Oktober 1959 war der 
Erwerbslosenanteil an der Gesamt­
beschäftigtenzahl auf über 7 Vo ge­
stiegen. Die amerikanischen Ge­
werkschaftsführer waren mit Recht 
besorgt, daß ihre auf 18 Mill. A r­
beitnehm er angewadisene Mitglie­
derzahl im Rahmen einer konti­
nuierlich hohen Erwerbslosenzahl 
eine beträchtliche Schrumpfung er­
fahren würde. Präsident Kennedy 
hatte als Kandidat rechtzeitig er­
kannt, daß zwar das Schwerge­
wicht des Gewerkschaftswesens in 
der wirtschaftlichen Interessenver­
tretung verwurzelt war, daß jedoch 
insbesondere d e r Dachverband, 
AFL-CIO, einen mächtigen politi­
schen Faktor darstellt. Nicht zu­
letzt infolge seiner Zusage, inner­
halb von zwei Jahren nach Amts­
übernahme einen Vollbeschäfti­
gungsgrad zu erzielen, worunter 
ein maximaler Erwerbslosenanteil 
von 4 “/» verstanden wurde, gaben 
die Gewerkschaftsmitglieder ihre 
Stimme für Kennedy ab.

Die beschränkte Wachstumsrate 
der W irtschaft der USA, die zuneh­
mende Mechanisierung der Land­
wirtschaft und die Automatisierung 
der Industriebetriebe waren in 
erster Linie dafür verantwortlich, 
daß Präsident Kennedy sein Ver­
sprechen nicht zu erfüllen ver­
mochte. Von geringen Schwankun­
gen abgesehen, stellte sich der Er­
werbslosenanteil im Jahre 1962 auf

5,5 bis 5,9 Vo und hatte im März 
1963 nach leichter tem porärer Bes­
serung saisonbereinigt w ieder einen 
Anteil von 5,7 Vo erreicht.

Ohne drastische Maßnahmen, zu 
denen sich die Kennedy-Regierung 
bis dato nicht entschließen konnte, 
bestehen trotz möglicher Steuer­
senkungen und der Bereitstellung 
von M itteln für die Neuausbildung 
der Arbeitslosen nur geringe Chan­
cen, den Erwerbslosenanteil in  den 
Jahren 1963 und 1964 nennenswert 
zu verringern oder sogar bis Ende 
1966 auf 4<*/o zu reduzieren. Die 
Zuwachsrate der jugendlichen Ar- 
beitsudienden in der A ltersgruppe 
von 14 bis 24 Jahren w ar in der 
Dekade 1950/1960 auf weniger als 
400 000 beschränkt. Sie wird sich 
jedoch auf Grund der neuesten 
Schätzungen im Zeitraum 1960/1970 
auf mehr als 6  Mill. erhöhen. H ier­
bei handelt es sich in erster Linie 
um ungelernte A rbeiter oder um 
solche mit geringer Befähigung.

Hinzu kommt, daß nach Schätzun­
gen der AFL-CIO durch die fort­
schreitende Automatisierung monat­
lich mindestens 60 000 A rbeiter 
erwerbslos werden, so daß selbst 
im Falle d e r Abwendung einer Re­
zession für die W irtschaft kaum 
eine Möglichkeit gegeben ist, die 
Flut der Arbeitsuchenden in einem 
befriedigenden Ausmaß zu absor­
bieren. Angesichts dieser pessimi­
stischen Prognosen sahen sich die 
Gewerkschaften gezwungen, gegen 
die Regierungspolitik Stellung zu 
nehmen.

„ K aiser S tee l Corp.“ — 
nachahm ensw ertes B e isp ie l ?

Nach Auffassung des am erikani­
schen Arbeitsministeriums sollen 
Lohnerhöhungen mit der Zunahme 
der Produktivität Schritt halten, 
die mit rund 3 Vo p. a. angesetzt 
wird. Von dem Lohnvertrag der 
Hafenarbeiter abgesehen, der mit 
einem Zuschlag von rund 5 Vo eine 
Ausnahmestellung einnahm, wurde

der Satz von 3 Vo im allgemeinen 
innegehalten. Das Bestreben der 
Gewerkschaften ist bei den Ver­
handlungen vor allem darauf ge­
richtet, die Sicherheit der Arbeits­
plätze zu gewährleisten, die Bei­
träge für die soziale Fürsorge zu 
verbessern und Urlaubs- und Pen­
sionsrechte zugunsten der Arbeit­
nehm er zu modifizieren.

Die im V orjahr getroffenen Ver­
einbarungen der „Kaiser Steel 
Corp." m it der Belegschaft in Fon­
tana, Kalif., wonach die Arbeiter 
erstmalig in  größerem Umfange an 
den Einsparungen in den Geste­
hungskosten partizipieren, haben 
einen ungewöhnlich großen An­
fangserfolg zu verzeichnen gehabt. 
Bereits im ersten M onat wurden 
im Rahmen des neuen Vertrages 
962 000 $ eingespart, wovon rd. ein 
Drittel an die A rbeiter zur Auszah­
lung gelangte. Dies bedeutet einen 
zusätzlichen Stundenlohn von 45 c 
pro Arbeiter.

Eine Schlüsselstellung in dem 
Programm der Kaiser Steel Corp. 
nahm die Schaffung eines Reserve­
pools ein, der dazu dienen soll, 
die A rbeiter gegen den Verlust 
ihrer A rbeitsplätze auf Grund der 
Autom atisierung zu schützen. Der 
Pool sieht vor, daß die von der 
Autom atisierung betroffenen Arbei­
ter anderweitige Verwendung fin­
den müssen, und zwar zu gleichen 
Lohnsätzen. So begrüßenswert diese 
V ereinbarung des Stahlwerkes, die 
zunächst für die Dauer von vier 
Jahren  abgeschlossen wurde, ist, 
behaupten sowohl Industriever­
bände wie Gewerkschaften, daß es 
verfrüht sei, ein endgültiges Urteil 
zu fällen oder ähnliche Lohnkon­
trak te in der Stahlindustrie und in 
anderen Industriesektoren in Vor­
schlag zu bringen.

L ehren  aus d em  Zeitungsstre ik

Obwohl die Gewerkschaften so­
wohl im Konflikt mit den Eisen­
bahngesellschaften wie in den kom­
menden Lohnkonferenzen mit der 
Stahlindustrie grundsätzlich zu
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weitgehenden Zugeständnissen ge­
genüber den Arbeitgebern nicht 
bereit sein werden, muß konze­
diert werden, daß die Verhandlun­
gen darauf abgestellt sind, Aus­
stände zu verhüten. Diese Tendenz 
findet die Zustimmung der Indu­
strien. Angesidits der Verluste, die 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer im 
Zeitungsstreik der 27 betroffenen 
Tageszeitungen in  New York, 
Cleveland und Minneapolis erlitten 
halten, hat die „American News- 
Paper Publishers Association" be­
sdilossen, einen gemeinsamen Aus­
sdiuß zu bilden, um die Arbeits­
probleme zu überprüfen und Aus­
stände zu verhüten. Für den Fall, 
daß eine Einigung hinsiditlidi eines 
Lohnkontraktes n id it erzielt w er­
den kann, soll ein inoffizieller Ar- 
beitsgeriditshof, bestehend aus Mit­
gliedern der Verlagsunternehmen, 
der Gewerksdiaften und der ö f- 
fentlidikeit, als Sdiiedsriditer auf- 
treten, dessen Entsdieidung für 
beide Parteien bindend sein soll.

Die fünf Gewerksdiaften, die 
ihre Mitglieder in dem Lohnkon­
flikt mit den Eisenbahngesellschaf­
ten vertreten, werden von M itte 
Juni 1963 an, wenn der Railway 
Labour Act abläuft, die Ermäditi- 
gung besitzen, einen Generalstreik 
der Eisenbahnarbeiter zu erklären. 
Der Vorsitzende des von Präsident 
Kennedy am 3. April 1963 ein­
gesetzten Sdiliditungsaussdiusses, 
Rechtsanwalt Samuel I. Rosenman, 
äußerte sich nadi versdiiedenen 
Besprediungen mit den Gewerk­
sdiaften, denen rd. 175 000 Mitglie­
der angehören, pessimistisdi über

die Aussiditen einer Einigung. Die 
Eisenbahngesellsdiaften vertreten  
den Standpunkt, daß das soge­
nannte „featherbedding" die Pro­
duktivität verringere und die Gene­
ralunkosten ungebührlich erhöhe. 
Hs handelt sidi hierbei um eine 
Vielzahl interner Arbeitsregeln, 
und zwar in  erster Linie um eine 
Klausel, wonach kein A rbeiter von 
seinem Arbeitsplatz auf einen ande­
ren, niedriger bezahlten ohne die 
Genehmigung der Gewerkschaft 
versetzt w erden darf.

Bei den Tarifverhandlungen in 
der Eisenbahnindustrie steht jedoch 
die Forderung der A rbeitgeber im 
Vordergrund, auf Grund derer, über 
eine Reihe von Jahren  verteilt, 
65 000 Arbeiter, zumeist Heizer für 
Diesellokomotiven, im Hinblids. auf 
die Automatisierung entlassen wer­
den sollen. Die Eisenbahngesell­
sdiaften machen geltend, daß es vor 
allem darauf ankäme, n id it nutz­
bringende A rbeitskräfte auszusdial- 
ten, für die in dem vorgenannten 
Fall jährliche Lohnzahlungen in 
Höhe von 600 Mill. $ aufgebracht 
werden müssen. Am 11. Mai 1963 
wurde von dem Sdiliditungsaus- 
schuß ein Einigungsvorschlag un ter­
breitet, über dessen Annahme oder 
Ablehnung A rbeitgeber und A rbeit­
nehm er innerhalb eines M onats zu 
entscheiden haben werden. Sollten 
die Verhandlungen scheitern, so 
sind die Eisenbahngesellschaften 
berechtigt, die neuen Arbeitsregeln 
in Kraft zu setzen, während die Ge­
werkschaften einen Ausstand an­
kündigen können.

K en n ed y  im  D ilem m a

Der derzeitige Richter des
Supreme Court in W ashington und 
vormalige Arbeitsminister, A rthur 
Goldberg, hatte  bereits vor einem 
Jahr den Gewerkschaften der Eisen­
bahnarbeiter erklärt, daß die
Kennedy-Regierung keinen Streik 
dulden werde. Der im Amt befind­
liche Arbeitsminister, W illard W. 
Wirtz, hat darüber hinaus die Ge­
werkschaftsführer informiert, daß 
dem Kongreß legislative Maßnah­
men unterbreitet w erden würden, 
auf Grund derer sich beide Parteien 
dem Spruch eines Schiedsgerichtes 
zu unterw erfen hätten.

M an geht wohl in der Annahme 
kaum fehl, daß es der Kennedy- 
Regierung ein Jahr vor den Neu­
wahlen darum zu tun sein wird, 
einen Bruch mit den Gewerkschaf­
ten zu vermeiden. Diese Haltung 
geht u. a. daraus hervor, daß der 
gewerksciiaftsfreundlicfae dem okra­
tische A nwalt Arnold Ordman von 
Präsident Kennedy zum „General 
Counsel" des „National Labour 
Relations Board" ernannt wurde. 
Die A rbeitgeber haben gegen diese 
Ernennung des demokratischen 
Harvard-Professors Einwand erho­
ben, da seine Unparteilichkeit nicht 
über alle Zweifel erhaben sei. 
Außerdem bestehen Bedenken, daß 
Präsident Kennedy die Amtszeit des 
republikanisdien Ausschußmitglie­
des, die im August dieses Jahres 
abläuft, nicht erneuern wird.

Die Kennedy-Verwaltung befin­
det sich in einem Dilemma. Sie be­
absichtigt einerseits, nichts zu

Tradiiion una Erfahrung^
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Johannesburg, Kairo, 

Kapstadt, M adrid ,
Rio de Janeiro,
Tol<lo und W indhoek

fachliches Können und weltweite Verbindungen b il­
den die Grundlagen unserer Arbeit. Auf ihnen baut 
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unternehmen, was die bereits be- 
träditliche M aditentfaltung der Ge- 
werkscbaften stärken könnte, wäh­
rend andererseits der V ersudi un­

ternommen werden soll, audi in 
den Präsidentsdiaftswahlen des 
kommenden Jahres die U nterstüt­
zung der A rbeiter zu erhalten. (E.B.)

SKANDINAVIEN:
Große wirtschaftliche Aktivität der Gewerkschaften

I n  Norwegen und in Sdiweden 
sind die Gewerksdiaften (Lands­
organisationen) zwar erst um die 
Jahrhundertw ende und damit spä­
te r in den W irtsdiaftsprozeß ein­
bezogen und gewissermaßen zu 
einem audi w irtsdiaftspolitisdien 
„M aditfaktor" entw idielt worden 
als in der Mehrzahl anderer west- 
europäisdier Länder; dafür aber 
dürfte heute, besonders in Sdiwe­
den, ihre Stellung audi stärker als 
in jenen Ländern sein.

S ta b ile  H a rm o n ie  — 
harm onische  S ta b ilitä t

Diese Stärke der skandinavisdien 
Gewerksdiaften mag sidi daraus 
erklären, daß sowohl in Norwegen 
als audi in Sdiweden die Regie­
rungen seit mehr als drei Jah r­
zehnten ganz überwiegend sozial- 
dem okratisdier und sozialistisdier 
beziehungsweise ausgesprodien 
liberaler Färbung gewesen sind. Es 
kommt hinzu, daß auf Grund der 
ökonomisdien Struktur der beiden 
skandinavisdien Länder die wirt- 
sdiafts- und sozialpolitischen Ge­
gensätze kaum von auch nur an­
nähernd ähnlidier Größenordnung 
waren wie anderswo. Unterstridien 
wird diese Feststellung durch die 
Tatsadie, daß in den skandinavi­
schen Ländern die politisdie Ent­
wicklung seit Jahrzehnten deutlidi 
stabil gewesen ist, von wenigen 
Ausnahmen zum Beispiel während 
des zweiten W eltkrieges abgesehen.

P olitische R e ife  durch E r fa h ru n g en

A ndererseits aber w aren im letz­
ten Jahrzehnt vor dem zweiten 
W eltkrieg die norwegischen Ge­
werkschaften ebenso wie die Ar­
beiterpartei scharf „linksorientiert“ 
im Sinne syndikalistisdier, ja  so­
gar kommunistisdier Gedanken­
gänge. Die Erfahrungen im zweiten 
W eltkrieg haben indessen die nor­

wegischen Gewerksdiaften auf eine 
ganz bedeutend gemäßigtere Linie 
zurückgeführt.

Für die Fragestellung „Neuorien­
tierung der Gewerksdiaftspolitik?" 
ist in beiden skandinavischen Län­
dern von entsdieidender und aus- 
sdilaggebender Bedeutung, daß 
nach Kriegsende die Gewerkschaf­
ten in Norwegen und nodi betonter 
in Sdiweden mit der Forderung 
nach Vollbesdiäftigung vorange­
gangen, ja  geradezu „bahnbre- 
diend" gewesen sind.

Die Begründung für diese Forde­
rung ist naturgemäß in der sozia­
listischen These des „Rechts auf 
Arbeit" zu sehen. Außerdem aber 
besteht nidit der geringste Zweifel 
darüber, daß die skandinavisdien 
Gewerksdiaften — zwangsläufig 
audi die sozialdemokratisdien Par­
teien in beiden Ländern — aus den 
sdilechten politisdien Erfahrungen 
gelernt haben, die andere Länder 
W esteuropas mit einer großen und 
lange anhaltenden Arbeitslosigkeit 
gem adit haben. Mit anderen W or­
ten: es wurde die Erkenntnis ge­
wonnen, daß Arbeitslosigkeit, un- 
zureidiende Bezahlung, das even­
tuelle Aufkommen zu starker so­
zialer Untersdiiedlichkeiten oder 
audi Spannungen unweigerlich zu 
einer politisdien Radikalisierung 
der Massen führen müssen. Von 
dem, was aus soldier Entwidilung 
leid it resultieren könnte, will in­
dessen in Norwegen und in Schwe­
den kein Mensch etwas wissen.

E chte Sozia lpartnerscha ft

Das Hauptanliegen der skandi­
navisdien Gewerkschaften umfaßt 
die Lohn- und Einkommenspolitik 
im w eitesten Sinne. Bereits im Jahre 
1938 wurde zwischen der LO 
(Landsorganisation =  Zentralver­
band der Gewerkschaften) und der 
SAF (Svenska Arbetsgivareföre-

ningen =  sdiw edisdie Arbeitgeber­
vereinigung) das sog. Saltsjöbade- 
ner Abkommen (Saltsjöbaden ist 
ein V orort von Stodiholm) gesdilos­
sen. Sein w iditigster Inhalt ist die 
Einsetzung gemeinsamer Aus- 
sdiüsse für die versdiiedensten Be­
reiche der Arbeit, die neben ande­
ren Aufgaben die Beilegung von 
Konflikten, die Beteiligung der 
Arbeiterseite an der Betriebsfüh­
rung, Unfallfragen und vor allem 
die Einkommensverhältnisse so zu 
regeln versudien, daß das Eingrei­
fen des Staates überflüssig wird.

Für die Lohn- und Einkommens­
politik haben seitdem die LO und 
der SAF ein Verhandlungsverfäh­
ren entwidielt, das von vielen Län­
dern in der W elt als vorbildlich be- 
zeidinet wurde. W erden Tardfver- 
handlungen fällig, dann setzen sidi 
die beiden Sozialpartner nach sorg­
fältigsten V orbereitungen auf bei­
den Seiten absolut gleichbereditigt 
an einen Tisdi und „handeln" im 
allgem einen so lange miteinander, 
bis sie zu einer für beide Gruppen 
tragbaren Lösung gekommen sind. 
Als Grundlage der Gesprädie die­
nen eigene U ntersudiungen und 
Berechnungen, aber auch das in 
jedem  Jahre  von der sdiwedisdien 
Regierung erstellte Nationalbudget, 
ferner die Untersuchungen des 
Stodcholmer Konjunkturinstituts so­
wie Berichte der Banken und der 
großen Gesellschaften.

Diese Tarifverhandlungen sind 
ein großes „Tauziehen" der Sozial­
partner. Es geht im allgemeinen 
dabei keineswegs ohne unter Um­
ständen sehr scharfe Auseinander­
setzungen ab. Grundsätzlich aber 
sind die Partner von vornherein 
auf V erständigung eingestellt, um 
den Arbeitsfrieden zu erhalten. Die 
Zentralorganisationen der LO und 
des SAF schließen einen Rahmen­
vertrag  ab, innerhalb dessen die 
endgültige Ausformung der Tarif­
verträge den einzelnen Fachverbän­
den beider Sozialpartner überlas­
sen bleibt. Bisher hat sich dieses 
System gut bewährt, kleinere Ar­
beitskonflikte und sogar auch 
Streiks sind gelegentlich vorgekom­
men, in der großen Linie der schwe­
dischen Einkommenspolitik waren 
sie aber von ganz geringer Bedeu­
tung. Es ist aus diesem Grunde
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kaum anzunehmen, daß die schwe- 
disdie LO ihre Einstellung z. B. zum 
Streikredit in absehbarer Zeit 
wesentlich revidieren könnte, denn 
ins Gewicht fallende volkswirt- 
sdiaftlidie Sdiäden sind durdi die 
erwähnten Konflikte kaum ent­
standen.

N otw endige staa tliche  
In terven tion  in  N orw egen

In Norwegen liegen die V erhält­
nisse etwas anders. In diesem Lande 
vmrden bisher die Tarifabkommen 
zwisdien den Fadiverbänden der 
Gewerksdiaften und der A rbeit­
geber ausgehandelt. In diesem 
Jahre wurde zum ersten Male audi 
in Norwegen auf zentraler Ebene 
zwisdien den Spitzenorganisationen 
der Gewerksdiaften und der A r­
beitgeber verhandelt. Da sidi ein 
Ergebnis nidit erreidien ließ, wurde 
der Staat als Sdiliditer eingesdial- 
tet. Nadi sehr langwierigen, teil­
weise dramatisdien Verhandlungen 
kam es zu einer generellen V erein­
barung unter der Bedingung, daß 
von seiten des Staates eine Stabi­
lität der V erbraudierpreise garan­
tiert wird.

Das Verhandlungsergebnis bedarf 
nodi einer Abstimmung, die jedodi 
positiv ausfallen dürfte. Bemerkens­
wert aber ist, daß in Norwegen der

Arbeitsfriede nur unter einer ge­
wissen M itwirkung des Staates 
sidiergestellt werden konnte. Da 
die norwegisdien A rbeitgeber mit 
der Aussperrung gedroht hatten, 
darf mit einiger Bestimmtheit ver­
m utet werden, daß es auf der Ge- 
w erksdiaftsseite Erwägungen über 
eine Einsdiränkung im Streikredit 
nidit gibt.

F ü r e in  geein tes E uropa

Als Ergebnis kann festgehalten 
werden, daß die skandinavisdien 
Gewerksdiaften seit langem eine 
große wirtsdiafts- und sozialpoliti- 
sdie A ktivität entw idielt haben — 
und sidier weiterentwickeln w er­
den. Das gilt in der gleichen W eise 
für praktisdi alle anderen Bereidie 
der Produktion, aber auch des Kon­
sums. Hierbei steht der Grundsatz 
an der obersten Stelle, die w irt­
schaftliche Entwicklung in Norwe­
gen und in Schweden auch von der 
gewerkschaftlidien Seite so gut 
voranzutreiben wie irgend möglidi, 
selbstverständlich aber audi gleich­
zeitig den Frieden am A rbeitsm arkt 
aufreditzuerhalten.

Die gegenwärtige handelspoliti- 
sdie Spaltung W esteuropas m adit 
die Einhaltung dieser beiden Ziel­
setzungen geradezu zu einem 
Zwang für Skandinaviens .V olks­
wirtschaften. : (dt.)

GROSSBRITANNIENi Gewerkschaftspolitik in der Sackgasse?

Selten haben sidi die britischen Ge­
werksdiaften so einsam und miß­
verstanden gefühlt wie jetzt. Unter 
ihren Mitgliedern herrsdit Apathie; 
nur der numerisdi schwadie linke 
Flügel macht sich — unangenehm 
— bemerkbar. Die Presse zeidi­
net die Gewerkschaften als alters­
müde, sdiwerfällig, engstirnig und 
ängstlidi, m itunter audi unverant- 
wortlidi und selbstsüchtig. Bei amt- 
lidien Stellen gelten sie als unbe- 
hilflidi, unelastisdi und obstruktiv. 
Die Regierung mißt ihnen die 
Hauptsdiuld an Inflation und an­
deren W irtsdiaftsübeln bei. Ihren 
politisdien Freunden sind sie ein 
Stein des Anstoßes. Fortsdirittlidie 
Industrielle und höher qualifizierte

A rbeitskräfte betraditen sie als 
einen unnützen Hemmsdiuh. Nur 
bei ihren eigentlidien Gegnern, 
den Arbeitgeberverbänden, finden 
sie Verständnis, vielleicht weil die­
se ihre Nöte am besten kennen, 
v ielleidit aber audi, w eil ihre Inter­
essen heute oft parallel verlaufen. 
Dem Konsumenten sdieint es, daß 
die „Sozialpartner“ oft red it asozial 
handeln.

In teressenpo litik  . . .

Nicht genug mit der Kritik von 
außen, die britisdien Gewerksdiaf­
ten sind audi nodi im Innern un­
einig. Zwisdien gewählten V ertrau­
ensleuten und beam teten Funktio­
nären gibt es dauernd Reibereien;

den ersteren sind die Zentralen 
zu bürokratisdi, den letzteren die 
Orts- und Fäbrikgruppen zu eigen- 
mäditig und impulsiv. Handelt es 
sidi hier nur um taktisdie und per- 
sönlidie Differenzen, so reidit der 
Zwiespalt zwischen Industriege- 
werksdiaften und Fadiverbänden 
und zwisdien expansiven und sta­
gnierenden Wirtschaftszweigen in 
das Feld der Strategie und Politik. 
Aber audi hier entwidceln sidi 
Grundsatzfragen oft zu einem Streit 
über Persönlidikeiten und werden, 
um niemanden im Ansehen zu 
sdimälern, im Komitee durdi einen 
allgemein annehmbaren Kompro­
miß „gelöst", bis man sie nidit mehr 
länger unerledigt liegen lassen 
kann.

Zu keiner der drängenden w irt­
sdiaftspolitisdien Fragen haben die 
britisdien Gewerksdiaften eindeutig 
und endgültig Stellung nehmen, 
gesdiweige denn eine Inititative 
entfalten können, einfach weil zu 
viele versdiiedene Interessen und 
Wünsche unter einen Hut zu brin­
gen sind.

. . . tro tz  R e fo rm h ed ü rfn is

Heute setzt sidi auch in den Ge­
w erksdiaften die Erkenntnis durdi, 
daß sie ihre Organisation, M etho­
den und Zielsetzung dringend über­
prüfen müssen. Es ist lächerlich, 
wenn ein bedeutender Arbeitgeber, 
wie es vorgekommen ist, mit 21 
Gewerkschaften verhandeln muß 
und, wenn er sidi mit ihnen ge­
einigt hat, nodi immer nicht weiß, 
ob sich ihre zentralen Leiter in sei­
ner Fabrik gegenüber inoffiziellen 
Sprechern durchsetzen kciimen. Die 
um ihre Mitgliederzahlen bangen­
den, auf überkommene Rechte 
pochenden Berufsverbände müssen 
den Industriegewerkschaften wei­
chen; außerdem muß auch die inner­
gewerkschaftliche Disziplin gegen­
über politisierenden, von Furcht vor 
M assenentlassungen profitierenden 
Scharfmachern unbedingt gestärkt 
werden. Darüber hinaus sollten die 
Gewerkschaften allmählich begrei­
fen, daß Streikdrohungen und Dul­
dung inoffizieller Ausstände ihren 
Interessen allgemein abträglich sind 
und von der öffentlichen Meinung 
nur als letzte Zuflucht toleriert 
werden.
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Obwohl freiwillige Arbeitsnie­
derlegung tatsädilicfa heute in Eng­
land geringere Produktionsausfälle 
verursacht als irgendwann in der 
Vergangenheit, nimmt man den 
Gewerkschaften die vielen Kurz­
streiks übel, weil sie nur die Fähig­
keit dem onstrieren, dem Publikum 
Unannehmlichkeiten zu bereiten, 
aber die A rbeitgeber meist kaum 
stören.

K on stru k tive  P artnerscha ft!

Da es nicht mehr die Aufgabe der 
Gewerkschaften zu sein braucht, 
den Arbeitnehm er gegen einen 
übermächtigen Arbeitgeber und 
eine, gleichgültige Obrigkeit zu 
schützen, können sie heute einen 
weniger defensiven, dafür aber 
positiveren Beitrag zur Lösung so­
zialer und ökonomischer Probleme 
leisten. Der stetige Anstieg des Na­
tionaleinkommens einerseits und 
der Lebenshaltungskosten anderer­
seits erfordert allerdings ständige 
Wachsamkeit, damit d ie  gewerk­
schaftlich vertretenen Arbeitneh­
m er nicht ins H intertreffen geraten. 
Aber bei anderen Bevölkerungs­
schichten mit genau demselben 
Interesse stehen einige Gewerk­
schaften im Verdacht, vorprellen 
zu wollen, indem sie d ie  Schlüssel­
position ihrer M itglieder ausnutzen 
und den normalen Produktionsver­
lauf ganzer W irtschaftszweige zu 
stören drohen.

Ihre volle M itarbeit als ebenbür^ 
tige und verantwortliche Partner 
von Regierung, Unternehmern und 
Verbrauchern in den verschiedenen, 
zur Klärung volkswirtschaftlicher 
Fragen geschaffenen unabhängigen 
Gremien w äre die beste Antwort 
auf solche Verdächtigungen und 
würde Ansehen und Einfluß der 
Gewerkschaften bestimmt stärken, 
wobei es ihnen natürlich unbenom­
men bliebe, im Interesse ihrer Mit­
glieder auf eine Erhöhung des An­
teils am Sozialprodukt zu drängen, 
soweit dies ökonomisch oder sozial 
gerechtfertigt ist. Gerade die stärk­
sten Gewerkschaften wollen sich 
aber nicht ihrer erprobten Kampf­
mittel entledigen, solange die Ge­
genseite nicht ihren guten Willen 
bewiesen hat.

T en d en zen  nach „rechts“

Da die englischen A rbeiter zu­
sehends bürgerliche Lebensgewohn­
heiten annehmen, fällt den Ge­
werkschaften die Aufgabe zu, auch 
auf Sicherung eines bürgerlichen 
Lebensstils zu achten: Bezahlter 
Urlaub, W erkswohnungen, Um­
zugszuschüsse, Studien- und Um­
schulungsbeihilfen, Kündigungs­
schutz und -entschädigung und an­
dere Sozialleistungen seitens der 
Arbeitgeber sind in Großbritannien 
vielleicht weniger entwickelt als in 
manchen anderen europäischen 
Ländern. Die Gewerkschaften haben 
auch bei der M odernisierung und 
Rationalisierung einzelner W irt­
schaftszweige, z. B. der Eisenbah­
nen und des Schiffbaus, eine wich­
tige Rolle zu spielen, selbstver­
ständlich hauptsächlich im Inter­
esse ihrer Mitglieder. Aber sie 
dienen ihnen am besten, wenn sie 
sich gesamtwirtschaftlich nützlichen 
Veränderungen möglichst nicht w i­
dersetzen ¡ u n d  das ist nicht leicht, 
wenn die M itglieder um ihre eigene 
Existenz bangen.

Es ist paradox, daß die Beziehun­
gen zwischen den Sozialpartnern 
in Großbritannien in ähnlichen Un­
ternehmen und W irtschaftszweigen 
mitunter ganz verschieden sind. 
Von zwei Kraftfahrzeugfabriken 
nördlich Londons, beide am erikani­
schen Konzernen gehörend, leidet 
eine dauernd aus nichtigen Grün­

den an Streiks, während die andere 
ungestört arbeitet. Der verstaat­
lichte Kohlenbergbau erhöht seine 
Ausbeute je  Schicht und Arbeiter 
J a h r  für Jah r auf Grund der fort­
schreitenden Mechanisierung, ohne 
irgendwelche Schwierigkeiten mit 
den Kumpeln zu haben, während 
d ie ebenfalls staatlichen Eisenbah­
nen von einem W arnstreik be­
droht waren, noch ehe sie ihr Mo­
dernisierungsprogramm in Angriff 
nahmen. Hier scheinen persönliche 
Animositäten mitzuspielen.

„Ideologische R esthes tände“

Leider herrscht unter den Arbei­
tern mancher britisdien Industrie­
zweige noch der Geist der Maschi­
nenstürmer. Daß sich die Gewerk­
schaften in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts nicht gegen Me­
chanisierung und Automatisierung 
auflehnen können, w ird aber all­
mählich allgemein anerkannt, und 
einige Gewerkschaften akzeptieren 
offen die Forderung der Arbeit­
geber, als Gegenleistung für höhere 
Löhne und bessere Arbeitsbedin­
gungen d ie  Arbeitsproduktivität 
steigern zu helfen. Das bedeutet 
oft den Verzicht auf traditionelle 
Privilegien, der gerade den Arbei­
tern in den Berufsverbänden schwer 
ankommt. Aber früher oder später 
werden alle Gewerkschaften das 
Prinzip solcher Gegenleistung an­
erkennen müssen. (A.)

FRANKREICH: Gewerksdiaften mißtrauen dem Staat

I n  der französischen Gewerkschafts­
bewegung lassen sich zur Zeit zwei 
nur scheinbar widerspruchsvolle 
Tendenzen beobachten: Die eine 
läuft in Richtung einer Politisie­
rung, die andere zielt auf Abstand 
gegenüber dem Staat und auf 
W ahrung einer uneingeschränkten 
gewerkschaftlichen Bewegungsfrei­
heit ab.

P olitische A m b itio n en

Die Arbeitnehm erverbände er­
kannten in den letzten Jahren, daß 
sich die wirtschaftliche und soziale 
Lage nicht m ehr von den allgemei­
nen politischen Verhältnissen tren-

nen läßt. Die in Frankreich beson­
ders deutliche Zurückdrängung der 
Parteien und des Parlam ents legte 
ihnen außerdem die Verpflichtung 
n a h e ,  sich um die Schließung einer 
unbestreitbar vorhandenen politi­
schen Lücke zu bemühen und auf 
Ebenen in  Erscheinung zu treten, 
die b i s h e r  den politischen Gruppen 
und Parteien V o r b e h a l t e n  waren; 
die tiefen Auswirkungen des Alge­
rienkrieges beeinflußten ebenfalls 
diese Überlegungen. Allerdings 
wurden sich die einzelnen Gewerk­
schaften über das wünschenswerte 
Ausmaß der Politisierung, d. h. der 
politischen Verantwortung, bisher 
nicht einig.
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Die kommunistische CGT soll 
auf Wunsch der Partei nach außen 
hin möglichst unpolitisch ihre Auf­
gabe erfüllen. Die sozialistisch 
orientierte Force Ouvrière empfin­
det Schwierigkeiten, mit einer lan­
gen unpolitischen Tradition der 
Gewerkschaften zu brechen. Man 
darf nicht vergessen, daß die fran­
zösische Gewerkschaftsbewegung 
immer W ert darauf legte, an keine 
Partei gebunden zu sein. Es gab 
auch nie einen Gewerkschaftsver­
band, der eine Partei direkt unter­
stützt hätte, sieht man von der 
Doppelzüngigkeit der kommunisti- 
sdien CGT ab.

Den stärksten Drang zur Politi­
sierung zeigt d ie  christliche Ge- 
werkschaift CFTC, die jedoch gleich­
zeitig ihre Bigenpersönlichkeit trotz 
ideologischer Nachbarschaft zur 
Volksrepublikanischen Partei (MRP) 
betont. Eine Politisierung ist ferner 
bei der Kadergewerkschaft zu be­
obachten, die die höheren Ange­
stellten und Techniker erfaßt, und 
bei Verbänden, die traditionell 
nicht zum Bereich der Gewerk­
schaften gehören, sich aber neuer­
dings in diese Gruppe einreihen 
lassen wollen; hierzu zählen die 
Studentenorganisationen und die 
Bauernverbände.

N ur d ie  K o m m u n is ten  
m achen n id i t  m it

Die Politisierungswelle wurde 
durch den Bergarbeiterstreik über­
raschend abgebremst. Nicht zuletzt 
unter dem Druck der Kommunisten 
entsprach dieser Streik den tradi­
tionellen Regeln der französischen 
Gewerkschaften, da er auf reiner 
Berufsebene geführt wurde. Die 
Kommunisten vertraten  die An­
sidit, daß auf diese W eise das 
Prestige des gaullistischen Regimes 
am sichersten erschüttert werden

könnte, während ihm eine Politi­
sierung unnötige Trümpfe in die 
Hand gespielt hätte. Außerdem 
liegt den Kommunisten ungeheuer 
viel an einer gewerkschaftlichen 
Einheitsfront, die sie ihrer Mei­
nung nach nur unter Ausschaltung 
jeder politischen Zielsetzung zu 
erreichen vermögen.

Trotzdem w erden aller W ahr­
scheinlichkeit nach die nichtkom­
munistischen V erbände zu einer 
Politisierung zurückkehren, weil 
sie im privaten Sektor mit Lohn­
forderungen, die häufig im inner­
betrieblichen Rahmen und aus dem 
Geiste der Betriebsgemeinschaft 
heraus geregelt werden, nicht viel 
erreichen können und weil sie ihr 
Prestige — bei unverändert gerin­
ger M itgliederzahl — nur politisch 
aufw erten können. M an darf nicht 
vergessen, daß selbst nach opti­
mistischen Schätzungen kaum mehr 
als ein Drittel der französischen 
Arbeitnehmer gewerkschaftlich or­
ganisiert ist und regelmäßig Bei­
träge bezahlt.

G ew erkschaften in  d er  Z w ickm ü h le

Diesen Hang zur Politisierung 
möchte die Regierung ausnutzen, 
um die Gewerkschaften in das 
Staatsgefüge einzubauen und ihn«n 
eine wirtschaftliche Verantwortung 
aufzubürden, mit dem verständ­
lichen Bestreben, auf diese W eise 
ihre demagogische Aktionsfreiheit 
einzuschränken. Die Arbeitnehmer- 
verbände stehen hierbei vo r einer 
schwierigen W ahl. Einerseits sind 
sie ihren M itgliedern und auch 
ihrer Doktrin gegenüber verpflich­
tet, eifrig an d e r Verwirklichung 
einer W irtschaftsdemokratie zu ar­
beiten, andererseits wollen sie sich 
jedoch nicht die Hände binden las­
sen und empfinden es als höchst

unliebsam, einen Teil der politi­
schen Verantwortung der Regie­
rung für die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung selbst zu über­
nehmen.

Die französischen Vorstellungen 
von der W irtschaftsdemokratie sind 
eigener Art. Die A rbeiter zeigen 
unverändert geringes Interesse für 
das Mitbestimmungsrecht und be­
gnügen sich durchaus mit einer 
dynamischen Lohnpolitik, die durch 
Produktivitätsprämien und Ge­
winnbeteiligungen ergänzt werden 
kann. Die Gewerkschaften sehen 
nach wie vor in der Mitbestim­
mung, die zu einer Stärkung der 
Betriebsgemeinschaft führt, eine 
Gefahr für ihren eigenen, jetzt 
schon sehr ungenügenden Einfluß 
auf die Arbeiterschaft. Die W irt­
schaftsdemokratie soll sich daher 
auf höherer Ebene installieren: 
V ertreter der Arbeitnehmer erhal­
ten bei der Ausarbeitung der W irt­
schaftspolitik ein Mitspracherecht. 
Die Gewerkschaften möchten hier­
bei sehr deutlich die Distanz ge­
genüber dem Staat wahren.

Außerdem bestehen ernstliche 
Befürchtungen vor einem korpora­
tiven System, d. h. vor einer 
Ergänzung des Parlamentarismus 
durch eine die Berufsinteressen 
vertretende Kammer. Praktisch be­
deutet dies, daß die Gewerkschaf­
ten zwar mit einer Ausweitung 
ihrer Beteiligung an dem Natio­
nalen Wirtschafts- und Sozialrat 
durchaus einverstanden sind — 
verbunden m it dem W unsdi nadi 
stärkerer Berücksichtigung der 
Empfehlungen dieser beratenden 
Versammlung durch die Regierung, 
besonders was den W irtschaftsplan 
betrifft —, daß sie jedoch gleich­
zeitig die teilweise Umwandlung 
des Senats in eine berufsständische
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Kammer ablehnen, n id it zuletzt 
weil sie hierin eine Eingliederung 
in das politisdie System erblidcen.

Die Gewerksdiaften haben Angst, 
von den Sadiverständigen des Ra­
tes überrannt zu werden, denn die 
Zahl ihrer gesdiulten Kader ist 
klein; hinzu kommt, daß diese 
Gruppe eine gewerksdiaftsfremde 
Spradie spridit und dem Einfluß 
der Tedinokraten unterliegt.

Den Gewerksdiaften ist es vor­
läufig nodi nidit klar, wie sie 
diese Sdiwierigkeit überwinden 
sollen. Der Staat w äre bereit, die 
Ausbildung gew erksdiaftlidier Füh­
rungskräfte mit allen M itteln zu 
unterstützen. Dies aber würde 
natürlidi die gew erksdiaftlidie Un­
abhängigkeit beeinträditigen. A n­
dererseits sdiredct man vor der

Gefahr eines ,außergewerksdiaft- 
lidien Verhaltens* der eigenen 
Elite zurüdc. W ahrsdieinlidi bedarf 
es nodi eines längeren Zeitraumes 
und einer gründlidien inneren Um­
stellung, bevor die französisdie 
Gewerksdiaftsbewegung zur Ein­
gliederung in die wirtsdiaftspoli­
tisd ie V erantwortung reif ist ~  
selbst unter W ahrung ihrer Selb­
ständigkeit. (fr.)

R en a te  H aering , H am burg :

Ansatzpunkte wirtsdiaftlidier Zusammenarbeit in Südostasien

Seit der Konflikt zwisdien den Siegermäditen des 
zweiten W eltkriegs den Traum von einer weltwei­

ten Zusammenarbeit zerstörte, zeidinet sidi in der 
W irtsdiaftspolitik sowohl des W estens als audi des 
Ostens ein immer stärker werdender Trend zur Bildung 
regionaler W irtsdiaftsgruppen ab. N idit nur in den 
Indu'strienationen, sondern audi in den Entwidclimgs- 
ländern setzt sidi die Erkenntnis durdi, daß die Bildung 
von größeren W irtsdiaftsräum en eine der entsdieiden­
den Voraussetzungen für eine nadihaltige wirtsdiaft- 
lidie Entwidclung ist; Der Zwang und die Möglidi- 
keiten, diesem tiefgreifenden Strukturwandel zu folgen, 
sind jedodi untersdiiedlidi stark.

Ü berregionale Z u sam m enarbe it 
oder n a tio n a le  K o n so lid ie ru n g ?

In Süd- und Südostasien w ar die w irtsdiaftlidie Zu­
sammenarbeit bisher äußerst gering. Obwohl die stei­
genden Befürditungen vor den Auswirkungen der 
EWG, die Sorge um die Stabilisierung der Rohstoff­
m ärkte und der von dem benadibarten kommunisti­
sdien  Blodc ausgehende Drude das regionale Denken 
von Jahr zu Jah r vertiefte und der W irtsdiaftsrat der 
V ereinten Nationen für Asien und Fem ost (ECAFE) 
bemüht war, durdi die Ausarbeitung einer Reihe ein- 
drudcsvoller Pläne die Tendenz zur überstaatlidien 
Zusammenarbeit zu fördern, gelang es bisher nidit, in 
größerem Rahmen konkrete Ergebnisse zu erzielen.

Neben geographisdien Gegebenheiten und kulturellen 
Untersdiieden w irkten die versdiiedenen wirtsdiaft- 
lidien Entwidslungsstufen, der Mangel an Devisen, 
Kapital, Unternehmern und Fadiarbeitem  sowie die 
geringen Aussiditen, im Falle eines Zusammensdilus- 
ises den W arenaustausdi untereinander zu steigern, 
hemmend auf die Verhandlungen.

Es w äre jedodi verfehlt, allein in w irtsdiaftlidien 
Sdiwierigkeiten den Grund für das Sdieitern der Be­
mühungen zu sehen. So wie es wohl keine politisdie 
Gemeinsdiaft ohne w irtsdiaftlidie Verbindung gibt, so 
wenig kann eine w irtsdiaftlidie Solidarität ohne Be­
rüdcsiditigung der politisdien Belange entstehen. Das 
trifft für Süd- und Südostasien in besonderem Maße 
zu. Die von der Kolonialherrsdiaft befreiten, neu­

erstandenen Staaten sind in ihrer überwiegenden Zahl 
nodi keine N ationen im europäisdien Sinne; sie besit­
zen keine gemeinsame kulturelle Tradition und spradi- 
lidie Bindung. Ihr beherrsdiendes Problem ist daher 
die Konsolidierung der eigenen Nation. Daraus resul­
tiert ein überwiegend politisdies Denken und die Tat­
sadie, daß dem Nationalismus, der seine Dynamik in 
Europa bereits verloren hat, in  den südostasiatisdien 
Ländern wadisende Bedeutung zukommt.

Die vom Nationalismus ausgehende po'sitive Kraft darf 
n id it untersdiätzt werden. Sie ist n id it nur ein poten­
tieller Bundesgenosse im W iderstand gegen den Kom­
munismus, sondern audi die notwendige Vorausset­
zung für eine gleidimäßigere Einkommensverteilung, 
die ihrerseits erst den Prozeß der w irtsdiaftlidien Ent­
widclung auszulösen in der Lage ist. Bei dem Bestre­
ben, sidi in die neuartige überstaatlidie Arbeitsteilung 
einzugliedern, entsteht h ieidurdi jedodi zweifellos eine 
Antinomie der Ziele.

Die Lösung aus diesem Dilemma ist für die südost­
asiatisdien Länder rüdit einfadi. Beide Forderungen 
— stärkere nationale Konsolidierung auf der einen 
Seite, überstaatlidie Zusammenarbeit auf der ande­
ren — bredien mit der gleidien Intensität über sie 
herein, und die Auffassungen darüber, w eldier die 
Priorität zugestanden w erden sollte, treffen oft hart 
aufeinander. Einige Politiker fordern eine bewußte 
Heranbildung des Staatsbewußtseins und Unterstüt­
zung der nationalen Eigenarten, w ährend andere hof­
fen, daß sidi die Entwidclung in ihren Ländern direkt 
vom vor-nationalen Feudalismus zur nadi-nationalen 
modernen Gesellsdiaft vollziehen wird.

Es ist jedodi kaum anzunehmen, daß sid i einer der 
beiden W ege allein als gangbar erweisen wird. Wie 
so oft, sd iein t die Lösung hier in  der M itte zu liegen. 
Für die überstaatlidie Zusammenarbeit bedeutet das, 
daß der Ansatzpunkt zu ihrer Verwirklidiung nidit 
w ie in Europa der Abbau von W irtsdiaftsbesdiränkun- 
gen sein  kann, sondern eine subregionale harmoni­
sierte W irtsdiaftsplanung und eine koordinierte Diver­
sifizierung der Produktion, die die einzelstaatlidie Ent­
w idilung berüdisiditigt, w ährend sie gleidizeitig ein 
zw isdienstaatlidies Loyalitätsgefühl entstehen läßt.
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